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folglose Lehrstellenbewerber. Allein im Jahre 1985 wurden 
die öffentlichen Mittel für Jugend, Familie und Gesundheit 
um 524 Millionen Mark gekürzt. Verteuerung der Mieten, 
Gebührenerhöhungen für kommunale Dienste und Kinder­
gartenplätze, Tariferhöhungen im Berufs- und Schülerverkehr 
belasten die Werktätigen in zunehmendem Maße. Alles in 
allem zeigt dies die Jugendfeindlichkeit und Perspektivlosig- 
keit unter der Flagge der Freiheit des Profits.

Die Veröffentlichung dieser Fakten in den Medien er­
folgte fast zeitgleich mit der Bekanntgabe der Leistungsbilanz 
unserer Volkswirtschaft im Jahre 1985, nach der das mate­
rielle und kulturelle Lebensniveau des Volkes gesichert und 
weiter ausgebaut wurde.3

Die dem humanistischen Wesen unserer sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung entsprechenden Lebensbedingungen kenn­
zeichnen und bestimmen auch die Sicherung des materiellen 
Lebensbedarfs der Kinder, für die nach den Bestimmungen 
des Familiengesetzbuchs Unterhalt durch die jeweiligen 
Unterhaltsverpflichteten zu leisten ist.

Zu den Grundlagen der Unterhaltsfestsetzung

Grundlage für die Festsetzung der Höhe des Unterhalts sind 
nach dem FGB die wirtschaftlichen Verhältnisse beider 
Elternteile, die die Bedürfnisse der Kinder bestimmen. Die 
Richtlinie geht in Ziff. 1.1. von der gesetzlichen Pflicht beider 
Elternteile aus, entsprechend ihren wirtschaftlichen Verhält­
nissen dazu beizutragen, den materiellen Lebensbedarf ihrer 
Kinder zu sichern. Für die eigenverantwortliche Regelung 
der Unterhaltsbeziehungen durch die Bürger selbst bzw. für 
die Rechtsprechung bedeutsam und bestimmend ist dabei der 
in § 17 FGB enthaltene Grundsatz, daß die materiellen Le­
bensbedingungen der unterhaltsberechtigten Kinder möglichst 
den Lebensbedingungen der Eltern bei gemeinsamer Haus­
haltsführung angenähert sein sollen.

Wie die Praxis zeigt, ermöglichten es die entsprechenden 
Regelungen des FGB und die Richtsatztabelle der Richtlinie 
Nr. 18 des Plenums des Obersten Gerichts vom 14. April 1965''*, 
daß mit der Lohnentwicklung auf Grund hoher ökonomischer 
Leistungen der Werktätigen auch die Höhe der Unterhalts­
beiträge anstieg. In den letzten 10 Jahren wurden für 4,3 Mil­
lionen Werktätige Produktivlöhne eingeführt. Für weitere 
2,7 Millionen Werktätige traten Lohnmaßnahmen in Kraft.3 5 
Im Jahre 1985 zum Beispiel betrugen die Nettogeldeinnah­
men der Bevölkerung über 5 Milliarden Mark mehr als im 
Vorjahr.6 Mit der planmäßigen Einkommensentwicklung 
stiegen auch die festgelegten Unterhaltsbeträge in den zu­
rückliegenden Jahren an.

Auf die Gewährleistung der Wirksamkeit und Einheitlich­
keit der Anwendung der Unterhaltsbestimmungen des FGB 
hat die Richtlinie Nr. 18 einen anerkannten Einfluß ausgeübt. 
Die Richtsätze mit ihrer auf zwei Altersabschnitte der Kinder 
bezogenen Staffelung der Unterhaltshöhe nach dem Ein­
kommen des Unterhaltsverpflichteten unter Berücksichtigung 
der Gesamtzahl seiner Unterhalts- bzw. Aufwandsverpflich­
tungen haben sich im Leben voll bewährt. Darum geht auch 
die neue Richtlinie hiervon aus.

In wesentlichen Festlegungen, insbesondere zur Methode 
der Feststellung des anrechnungsfähigen Einkommens des 
Unterhaltsverpflichteten, und auch hinsichtlich der Über­
schaubarkeit und Verständlichkeit entspricht die Richtlinie 
Nr. 18 jedoch nicht mehr den gegenwärtigen und zukünftigen 
Anforderungen. Das haben eingehende Untersuchungen der 
Rechtsprechungspraxis, die Auswertung von Eingaben der 
Bürger und Gespräche und Beratungen mit Werktätigen un­
mittelbar in Betrieben und Wohngebieten ergeben. Dabei hat 
das Oberste Gericht in bewährter Weise eng mit dem Bundes­
vorstand des FDGB, dem Ministerium der Justiz, dem Mini­
sterium für Volksbildung und anderen zentralen staatlichen 
Organen sowie mit Vertretern der Familienrechtswissenschaft 
und Soziologen zusammengearbeitet.

Übereinstimmend sind wir zu dem Ergebnis gekommen, 
daß eine neue Unterhaltsrichtlinie erforderlich ist, die unter 
Fortführung der bewährten Grundsätze und Regelungen der 
Richtlinie Nr. 18 und der Gewährleistung der Kontinuität 
der Rechtsprechung den neuen Anforderungen entspricht.

Erleichterung der Unterhaltsberechnung

Mit der leistungsorientierten Lohnpolitik haben sich neue 
Einkommensformen und -bestandteile ergeben. Die Bemühun­
gen der Gerichte, diese Veränderungen in die zum Teil sehr 
detaillierten zeitbezogenen Aussagen der Richtlinie _Nr. 18 
zum anrechnungsfähigen Einkommen einzuordnen, sind auf 
zunehmende Schwierigkeiten gestoßen, die auch durch die 
ergänzende Rechtsprechung des Obersten Gerichts nicht be­
hoben werden konnten. Vor allem für die Bürger haben sich 
diese Probleme der Einkommensprüfung für die eigenverant­
wortliche Klärung ihrer Unterhaltsbeziehungen erschwerend 
ausgewirkt. Zugleich hat sich die notwendige Vorarbeit der 
Betriebe und Einrichtungen sowie der Jugendhilfeorgane und 
der Gerichte zur Ermittlung und Prüfung des anrechnungs­
fähigen Einkommens erhöht. Die erforderliche Ausstellung 
einer Einkommensbescheinigung nahm, da die geforderten 
Angaben in vielem nicht den EDV-gespeicherten zusammen­
gefaßten Größen entsprachen, erhebliche Arbeitszeit in An­
spruch.

Die Berechnung des Monatseinkommens als Grundlage für 
die Festlegung der Höhe der Unterhaltszahlung soll daher 
sowohl für die Bürger als auch für die Betriebe, Jugendhilfe­
organe und Gerichte vereinfacht und erleichtert werden.

Die Richtlinie erfaßt diese Probleme insbesondere in den 
Ziff. 2.1. und 2.2. Die Rechtsvorschriften für die Bestimmung 
des Nettodurchschnittsverdienstes, der der Berechnung der 
Leistungen der Sozialversicherung zugrunde gelegt wird, sind 
eine einfache und überschaubare Bezugsbasis für die Unter­
haltsbemessung. In den Betrieben ist der Nettodurchschnitts­
verdienst jederzeit schnell und unkompliziert abrufbar. Für 
die Bürger ist er durch die Bestimmungen des Arbeitsgesetz­
buchs und der Sozialversicherungsordnung eine vertraute 
Größe.

Es ist hervorzuheben, daß mit dem Nettodurchschnittsver­
dienst im Ergebnis die wesentlichen Einkommensbestandteile 
erfaßt werden, die auch bisher zum anrechnungsfähigen Ein­
kommen zählten. Es ergeben sich also keine nachteiligen 
Veränderungen für die Unterhaltsverpflichteten oder die 
Unterhaltsberechtigten.

Einfacher und übersichtlicher als bisher sind auch die 
Festlegungen der Richtlinie zum anrechnungsfähigen Ein­
kommen von Genossenschaftsmitgliedern, Handwerkern und 
Gewerbetreibenden.

Gewährleistung der Kontinuität der Unterhaltsrechtsprechung

Zur Zeit der Beschlußfassung über die Richtlinie Nr. 18 konn­
ten die umfangreichen sozialpolitischen Leistungen, die in 
der Zeit nach dem VIII. Parteitag der SED in Kraft getreten 
sind, noch nicht berücksichtigt werden. So haben auf die 
materiellen Lebensbedingungen der Bürger die Maßnahmen 
zur Förderung von Familien mit mehreren Kindern, die Aus­
bildungsbeihilfen für Schüler, die Erhöhung der Lehrlings­
entgelte, die Gewährung bzw. Erhöhung der Stipendien so­
wie die Fahrpreisermäßigungen, die Kindern und Jugend­
lichen gewährt werden, und weitere Leistungen einen bedeu­
tenden Einfluß.

Das Präsidium des Obersten Gerichts hat aus den ent­
sprechenden Verordnungen vom 11. Juni 1981 über die Neu­
regelung zur Gewährung bzw. Erhöhung von Stipendien, 
Lehrlingsentgelten und Ausbildungsbeihilfen in seinem Be­
schluß vom 26. August 19817 für die Unterhaltsrechtsprechung 
die erforderlichen Schlußfolgerungen gezogen. Faktisch ist 
dadurch in Ergänzung der beiden Altersstufen der Richtlinie 
Nr. 18 eine dritte Altersstufe für Jugendliche entstanden. Der 
wesentliche Inhalt dieses Beschlusses ist in den Ziff. 1.5. und
1.6. der Richtlinie enthalten.
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